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XIX. Einlagensicherung und Anlegerentschädigung 
Auszug aus dem österreichischen Bankwesengesetz in der Fassung Jänner 2019 

Das Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungs- 
gesetz – ESAEG (BGBl. 117/2015) wurde im Bundesgesetz-
blatt am 14.08.2015 veröffentlicht. Somit ist das Gesetz wirksam. 

Die Übergangsbestimmungen sind in § 59 dieses Gesetzes gere-
gelt. Insbesondere die Normen über die Organisation der neuen 
Sicherungseinrichtungen treten mit 01.01.2019 in Kraft. Auch der 
vom neuen Gesetz vorgesehene Informationsbogen für Einleger ist 
für Banken erst ab 01.01.2016 verpflichtend. 

Anbei finden Sie den Ausschnitt des Gesetzes mit den Bestimmun-
gen über die Bedingungen der Einlagensicherung (§§ 9 bis 14 
ESAEG). 

Weitere Informationen finden Sie im Gesetz: 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2015_I_ 
117/BGBLA_2015_I_117.pdf 

Sicherungsfall 

§ 9. Ein Sicherungsfall im Sinne des 2. Teils dieses Bundesgeset-
zes tritt ein, wenn 

1. die FMA festgestellt hat, dass ein Mitgliedsinstitut aus Grün-
den, die mit seiner Finanzlage unmittelbar zusammenhängen, vor-
erst nicht in der Lage ist, fällige Einlagen zurückzuzahlen, und ge-
genwärtig keine Aussicht besteht, dass das Mitgliedsinstitut dazu 
zukünftig in der Lage sein wird; die FMA hat eine solche Feststel-
lung spätestens fünf Arbeitstage nach dem Zeitpunkt zu treffen, an 
dem sie erstmals festgestellt hat, dass das betroffene Mitglieds-
institut seine fälligen und rückzahlbaren Einlagen nicht zurückge-
zahlt hat oder 

2. hinsichtlich der gedeckten Einlagen eines Mitgliedsinstituts 
eine Zahlungseinstellung behördlich verfügt wird (§ 70 Abs. 2 
BWG, § 78 BWG) oder 

3. ein Gericht über ein Mitgliedsinstitut den Konkurs eröffnet oder 
die Geschäftsaufsicht (§ 83 BWG) angeordnet hat. Die FMA hat 
den Eintritt eines Sicherungsfalls gemäß Z 1 und 2 unverzüglich im 
Amtsblatt zur Wiener Zeitung und im Internet zu veröffentlichen 
und die Sicherungseinrichtung, der das betroffene Mitgliedsinstitut 
angehört, darüber zu informieren. 

Erstattungsfähige Einlagen 

§ 10. (1) Einlagen sind erstattungsfähig, mit folgenden Ausnah-
men: 

1.  Einlagen, die andere CRR-Kreditinstitute im eigenen Namen 
und auf eigene Rechnung innehaben; 

2.   Eigenmittel gemäß Art. 4 Abs. 1 Nr. 118 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013; 

3.  Einlagen, die im Zusammenhang mit Transaktionen entstan-
den sind, aufgrund deren Personen in einem in Österreich geführ-
ten Strafverfahren wegen Geldwäscherei (§ 165 des Strafgesetz-
buches – StGB, BGBl. Nr. 60/1974) oder in sonstigen Strafverfah-
ren wegen Geldwäsche gemäß Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie 
2005/60/EG rechtskräftig verurteilt worden sind; 

4.  Einlagen von Finanzinstituten gemäß Art. 4 Abs. 1 Nr. 26 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013; 

5.   Einlagen von Wertpapierfirmen gemäß Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 der 
Richtlinie 2004/39/EG; 

6.   Einlagen, bei denen bis zum Eintritt eines Sicherungsfalls die 
Identität ihres Inhabers niemals gemäß den Bestimmungen des  
Finanzmarkt-Geldwäschegesetzes-FM-GwG, BGBI Nr. 118/2016 
festgestellt wurde, es sei denn, die Identifizierung gemäß den  
Bestimmungen des FM-GwG wird innerhalb von zwölf Monaten 
nach Eintritt des Sicherungsfalls nachgeholt;  

7. Einlagen von Versicherungsunternehmen und von Rückversi-
cherungsunternehmen gemäß Art. 13 Nr. 1 bis 6 der Richtlinie 
2009/138/EG; 

8. Einlagen von Organismen für gemeinsame Anlagen; 

9. Einlagen von Pensions- und Rentenfonds; 

10. Einlagen von staatlichen Stellen, insbesondere Einlagen von 
Staaten, regionalen und örtlichen Gebietskörperschaften sowie 
Zentralverwaltungen und 

11. Schuldverschreibungen eines Kreditinstituts und Verbindlich-
keiten aus eigenen Akzepten und Solawechseln.  

(2) Mitgliedsinstitute haben erstattungsfähige Einlagen so zu 
kennzeichnen, dass sie jederzeit deren Höhe ermitteln können. 

Berechnung erstattungsfähiger und gedeckter Einlagen in 
Sonderfällen 

§ 11. (1) Bei Gemeinschaftskonten ist für die Berechnung der er-
stattungsfähigen Einlagen der einzelnen Einleger der auf jeden 
Einleger entfallende Anteil an den Einlagen des Gemeinschafts-
kontos zu berücksichtigen, wenn die Einleger des Gemeinschafts-
kontos dem Mitgliedsinstitut besondere Regelungen für die Auftei-
lung der Einlagen schriftlich übermittelt haben. Haben es die Ein-
leger unterlassen, Regelungen für die Aufteilung der Einlagen auf 
dem Gemeinschaftskonto an das Mitgliedsinstitut schriftlich zu 
übermitteln, so sind die Einlagen des Gemeinschaftskontos zu glei-
chen Teilen auf die Einleger zu verteilen. Die Mitgliedsinstitute ha-
ben in dem gemäß § 37a BWG zu erstellenden Informations-bogen 
ergänzend auf diese beiden Berechnungsmethoden und deren je-
weilige Voraussetzungen hinzuweisen. 

(2) Bei offengelegten Treuhandkonten gelten die Treugeber als 
Einleger. Die Einlagen auf solchen Treuhandkonten sind bei der 
Berechnung der erstattungsfähigen Einlagen der einzelnen Einle-
ger entsprechend den für die Verwaltung dieser Einlagen gelten-
den Vorgaben anteilsmäßig für jeden Treugeber zu berücksichti-
gen. Dies gilt auch für einen Treugeber, dessen Identität dem  
Mitgliedsinstitut nur aufgrund der Anwendung 

1. vereinfachter Sorgfaltspflichten gemäß § 8 FM-GwG oder 

2. sonstiger bundesgesetzlicher Bestimmungen, die von einer so-
fortigen Offenlegung der Identität des Treugebers gegenüber dem 
Kreditinstitut absehen, 

nicht bekannt ist, wenn ein solcher Treugeber seinen Anspruch ge-
genüber der Sicherungseinrichtung nachweisen kann. Treuhand-
schaften gemäß Z 1 und 2 sind bei der Berechnung der erstat-
tungsfähigen Einlagen einzelner Einleger erst ab jenem Zeitpunkt 
zu berücksichtigen, ab dem die Treugeber ihren Anspruch gegen-
über der Sicherungseinrichtung nachgewiesen haben. 

(3) Einlagen auf einem Konto, über das zwei oder mehr Personen 
als Gesellschafter einer offenen Gesellschaft, einer Kommanditge-
sellschaft, einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder einer die-
sen Gesellschaftsformen entsprechenden Gesellschaft nach dem 
Recht eines Mitgliedstaats oder eines Drittlands verfügen können, 
werden bei der Berechnung der erstattungsfähigen und gedeckten 
Einlagen zusammengefasst und als Einlage eines Einlegers be-
handelt. 

(4) Bei der Berechnung der gedeckten Einlagen sind erstattungs-
fähige Einlagen nicht zu berücksichtigen, soweit ihnen Verbindlich-
keiten des Einlegers gegenüber dem Mitgliedsinstitut gegenüber-
stehen, die gemäß gesetzlichen oder vertraglichen Bestimmungen 
aufrechenbar sind und die vor oder spätestens zum Zeitpunkt des 
Eintritts des Sicherungsfalls fällig wurden; damit diese Einlagen als 
nicht gedeckt gelten, hat das Mitgliedsinstitut den Einleger vor Ver-
tragsabschluss darüber zu informieren, dass Verbindlichkeiten ge-
genüber dem Mitgliedsinstitut bei der Berechnung der gedeckten 
Einlagen berücksichtigt werden. 

Zeitlich begrenzt gedeckte Einlagen 

§ 12. Erstattungsfähige Einlagen über einer Höhe von 
100 000 Euro bis zu einer Höhe von 500 000 Euro gelten als ge-
deckte Einlagen, wenn die folgenden Voraussetzungen vorliegen: 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2015_I_
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2015_I_
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1. Die Einlagen 

a) resultieren aus Immobilientransaktionen im Zusammenhang 
mit privat genutzten Wohnimmobilien oder 

b) erfüllen gesetzlich vorgesehene soziale Zwecke und knüpfen 
an bestimmte Lebensereignisse des Einlegers, wie etwa Heirat, 
Scheidung, Pensionsantritt, Kündigung, Entlassung, Invalidität  
oder Tod oder 

c) beruhen auf der Auszahlung von Versicherungsleistungen 
oder Entschädigungszahlungen für aus Straftaten herrührende 
Körperschäden oder falscher strafrechtlicher Verurteilung und 

2. der Sicherungsfall tritt innerhalb von zwölf Monaten nach Gut-
schrift des Betrags oder nach dem Zeitpunkt, ab dem diese Einla-
gen auf rechtlich zulässige Weise übertragen werden können, ein.  

Erstattung der gedeckten Einlagen 

§ 13. (1) Jede Sicherungseinrichtung hat innerhalb von sieben   
Arbeitstagen nach Eintritt eines Sicherungsfalls bei einem ihrer  
Mitgliedsinstitute jedem Einleger dieses Mitgliedsinstituts einen  
Betrag in der Höhe seiner gedeckten Einlagen zu erstatten. Einla-
genzinsen, die bis zu dem Tag, an dem der Sicherungsfall einge-
treten ist, aufgelaufen sind, zu diesem Tag aber noch nicht gutge-
schrieben waren, sind von der Sicherungseinrichtung ebenfalls zu 
erstatten, soweit dadurch eine Auszahlungssumme von insgesamt  
100 000 Euro, in Fällen des § 12 von insgesamt 500 000 Euro pro 
Einleger und Mitgliedsinstitut nicht überschritten wird. 

(2) Die Erstattung gemäß Abs. 1 hat in Euro zu erfolgen. Falls 
Konten in einer anderen Währung als Euro geführt werden, ist für 
die Berechnung der zu erstattenden Summe der Devisenmittelkurs 
des Tages zu verwenden, an dem der Sicherungsfall eingetreten 
ist. Die Mitgliedsinstitute haben ihre Einleger darüber zu informie-
ren, dass eine Erstattung im Sicherungsfall in Euro erfolgt. 

(3) Außer bei einer Erstattung von gedeckten Einlagen gemäß       
§ 12 hat die Sicherungseinrichtung die gedeckten Einlagen gemäß 
Abs. 1 zu erstatten, ohne dass der Einleger hierfür einen Antrag 
bei der Sicherungseinrichtung stellen muss. Sicherungseinrichtun-
gen haben die für die Vorbereitung von Auszahlungen notwendi-
gen Informationen von ihren Mitgliedsinstituten unverzüglich einzu-
holen und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die Berechti-
gung und Höhe der Ansprüche der Einleger innerhalb der in Abs. 
1 genannten Frist prüfen und feststellen zu können. 

(4) Stichtag für die Berechnung der Höhe der gedeckten Einlagen 
ist der Tag, an dem der Sicherungsfall eingetreten ist. 

(5) Anträge für die Erstattung von gedeckten Einlagen gemäß  
§ 12 sind innerhalb von zwölf Monaten nach Eintritt des Siche-
rungsfalls an die Sicherungseinrichtung zu stellen. Die Sicherungs-
einrichtung kann jedoch einem Einleger nicht unter Berufung auf 
den Ablauf dieser Frist die Erstattung verweigern, wenn der Einle-
ger nicht in der Lage war, seine Forderung rechtzeitig geltend zu 
machen. Die Mitgliedsinstitute haben die Einleger in dem gemäß  
§ 37a BWG zu erstellenden Informationsbogen ergänzend über die 
Frist zur Beantragung der Erstattung von gemäß § 12 zeitlich be-
grenzt gedeckten Einlagen zu informieren.  

Ausschluss, Aufschub und Aussetzung der Erstattung 

§ 14. (1) Eine Sicherungseinrichtung kann in ihrer Satzung vorse-
hen, dass Auszahlungen gemäß § 13 nicht vorgenommen werden, 
wenn in den letzten 24 Monaten vor Eintritt des Sicherungsfalls 
keine Transaktion in Verbindung mit einer Einlage stattgefunden 
hat und der Wert dieser Einlage geringer ist als die Verwaltungs-
kosten, die der Sicherungseinrichtung bei einer Auszahlung ge-
mäß § 13 entstehen würden. In einem solchen Fall haben die Mit-
gliedsinstitute dieser Sicherungseinrichtung ihre Einleger auf die-
sen Umstand ergänzend in dem gemäß § 37a BWG zu erstellen-
den Informationsbogen hinzuweisen. 

(2) Abweichend von § 13 Abs. 1 kann die Erstattung durch eine 
Sicherungseinrichtung in den folgenden Fällen aufgeschoben wer-
den: 

1.  Der Anspruch des Einlegers auf Erstattung durch die Siche-
rungseinrichtung ist strittig; 

2.  die Einlage ist Gegenstand einer Rechtsstreitigkeit; 

3.  die Einlage unterliegt restriktiven Maßnahmen, die von einer 
zuständigen Behörde oder der Europäischen Union oder von ei-
nem anderen Staat oder einer internationalen Organisation ver-
hängt worden sind und für Österreich rechtlich verbindlich sind; 

4.  in den letzten 24 Monaten haben keine Transaktionen in Ver-
bindung mit der Einlage stattgefunden; 

5.  bei der Einlage handelt es sich um eine zeitlich begrenzt ge-
deckte Einlage gemäß § 12; 

6.  bei der Einlage handelt es sich um eine Einlage gemäß § 11 
Abs. 2; 

7.  eine Sicherungseinrichtung hat eine Erstattung gemäß § 36 
Abs. 1 an Einleger bei einer Zweigstelle in Österreich vorzuneh-
men. 

Die Auszahlung darf in Fällen gemäß Z 1, 2 und 5 bis zur Anerken-
nung des Anspruchs des Einlegers durch die Sicherungseinrich-
tung oder bis zur rechtskräftigen Entscheidung durch ein Gericht, 
in Fällen gemäß Z 3 bis zur Aufhebung der restriktiven  Maßnahme 
und in Fällen gemäß Z 7 bis zur Bereitstellung der notwendigen 
Mittel durch das Einlagensicherungssystem des Herkunftsmitglied-
staats aufgeschoben werden. In Fällen gemäß Z 4 und 6 hat die 
Auszahlung binnen drei Monaten nach Eintritt des Sicherungsfalls 
zu erfolgen.  

(3) Abweichend von § 13 Abs. 1 ist die Erstattung durch eine  
Sicherungseinrichtung auszusetzen, wenn gegen den Einleger  
oder eine andere Person, die Anspruch auf die Einlage hat oder 
daran beteiligt ist, ein Strafverfahren im Sinne des § 10 Abs. 1 Z 3 
anhängig ist oder die Geldwäschemeldestelle gemäß (§ 4 Abs. 2 
des Bundeskriminalamt-Gesetzes – BKA-G, BGBl. I Nr. 22/2002) 
gemäß § 16 Abs. 1 FM-GwG informiert wurde. In diesen Fällen ist 
die Erstattung auszusetzen, bis die Staatsanwaltschaft mitteilt, 
dass das Strafverfahren rechtskräftig abgeschlossen, eingestellt  
oder sonst beendet wurde, oder die Geldwäschemeldestelle er-
klärt, dass kein Anlass zur weiteren Verfolgung besteht; die Geld-
wäschemeldestelle hat diese Erklärung bei Klärung des Sachver-
haltes unverzüglich gegenüber der betroffenen Sicherungseinrich-
tung abzugeben.  


